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Die Heeresfrage in der bevorſtehenden 
Sitzung des Abgeordnetenhauſes. 


Wie es ſcheint, hat die Regierung die Anſicht auf⸗ 
gegeben, zur Auflöfung des Abgeordnetenhauſes zu 
ſchreiten und wird aber die Einberufung deſſelben 
ſpäteſtens zum 15. Januar 1865 zu erfolgen gaben 
Verſchiedene liberale Blätter haben ſich daher bereits 
mit der Haltung des wieder zuſammentretenden Hauſes 
beſchäftigt. Die Nationalzeitung empfiehlt, das Haus 
ſolle mit ſelbſtſtändigen Vorſchlägen in der Heeresfrage 
vorgehen und nicht eher in die Berathung des Budgets 
eintreten, bis hierüber eine Einigung mit der Regierung 
zu Stande gekommen ſei. Die ſchleſiſche und die dan⸗ 
ziger Zeitung bekämpfen beide Vorſchlige. Wir wollen 
uns für heute nur mit dem erſten Punkt beſchäftigen, 
behalten uns vor, auf den zweiten in einem beſonderen 
Aufſatz einzugehen und ſprechen für heute nur die Ueber⸗ 
zeugung aus, daß das Abgeordneten⸗Haus neue Mittel 
verſuchen muß, um ſein Budgetrecht zur Geltung zu 
bringen. — Wie wir hören, beabſichtigt die Regierung 
dem Landtage ein Militärgeſetz vorzulegen. Derſelbe 
wird daher Gelegenheit haben, den leitenden Grundſatz 
abermals zur Geltung zu bringen, welchen er gegenüber 
dieſer Frage bisher befolgt hat, denſelben Grundſatz, 
welcher auch Scharnhorſt und Boyen, den großen 
Erfindern unſerer heute noch als Geſetz 9 
Militärverfaſſung vorgeſchwebt hat. Auf dieſem Grund⸗ 
ſatz beruht die Einrichtung, die ſtets zum Neid und 
zur Bewunderung unſerer Nachbarn Veranlaſſung 
gegeben, die ſich auch abermals im jüngſten Kriege be⸗ 
währt hat, obſchon ſie keineswegs mehr in ganzer Rein⸗ 
heit aufrecht erhalten wird. Die wirklich ſchöpferiſchen 
Gedanken, das haben wir bei einer anderen Gelegenheit 
nachgewieſen, find ſtets einfach, fie werden aber gerade 
weil fie jo einfach find, oft am ſpäteſten gefunden, und 
go dann, wenn fie, ausgeſprochen durch gottbegnadete 

enfchen, in einfacher Kraft und Schönheit daftchen, 
von der das Verwickelte und Künſtliche liebenden Mittel⸗ 
mäßigkeit verkannt. 


Der Gedanke, welcher dem Geſetz von 1814 über 
die Verpflichtung zum Kriegsdienſte zum Grunde liegt, 
iſt einfach folgender. Die Geſchichte hat Preußen die 
Stellung einer Großmacht angewieſen; da fie bemfelben 
aber zugleich die Rolle übertragen wollte, an der Spitze 
des Fortſchritts und der Bildung zu ſtehen, ſo hat fe 
es klein an Umfang und Bevelferungs ahl gelaſſen, 
damit es gezwungen ſei durch geiſtige Anſtrengung und 
Ausbildung das zu erſetzen, was ihm an äußerer Macht 
fehlt. Leider ſind wir im Leben der Staaten heutzu⸗ 
tage noch nicht ſo weit in der Anerkennung der Sitt⸗ 
lichkeit gekommen, daß das Mein und Dein der Völker 
allgemein geachtet würde, vielmehr müſſen die Staaten 
große Heere unterhalten, um ſich vor Beraubung durch 
die Nachbarn zu ſchützen. Auch Preußen kann ohne eine 
kriegsfähige Armee nicht beſtehen. Da es nun aber von 
Staaten umgeben ift, welche doppelt fo viel und mehr 
Einwohner haben, ſo muß es offenbar einen anderen 
Weg gehen, als dieſe Nachbarn. Es darf keineswegs 
eben ſo große ſtehende Heere unterhalten als ſie; das 
ganze Volk vielmehr muß zum Waffendienſte gebildet, 
im Frieden aber nur auf kurze Zeit ſeinem bürgerlichen 
Gewerbe entzogen werden, damit es im Stande bleibt, 
das zum Kriege ſo nothwendige Geld zu erwerben. 

Dies war der Gedanke, aus welchem die viel be⸗ 
wunderte, einzig in der Welt daſtehende Schöpfung der 
preußiſchen Landwehr entſtand. So lange die alten 
Kriegshelden lebten, welche mit dieſem unübertrefflichen 
Kriegsmittel in ſo vielen Schlachten geſiegt hatten, wurde 
die Landwehr gehegt und gepflegt. In den dreißiger 
Jahren ging man ſogar noch weiter, als die Geſetzgeber 
von 1814. Man verkürzte die in dem Geſetz von 1814 
auf drei Jahre feſtgeſetzte Dienſtzeit auf zwei Jahre; 
leider aber traf man dieſe Aenderung nicht durch den 
Weg des Geſetzes, ſondern durch den der Verordnung. So 
iſt es denn in neuerer Zeit möglich geworden, die drei⸗ 
jährige Dienſtzeit wieder herzuſtellen, trotz des Wider⸗ 
ſpruches in der Landesvertretung. | 

Ganz neuerdingd tft num die fogenannte Armee⸗ 
reorganiſation an Genehmigung, ja ſogar trotz des 
entſchiedenſten Widerſpruchs der Landesvertretung ein⸗ 


geführt worden. Dieſelbe bedingt eine längere Dienftzeit 
in der Linie und Reſerve und eine ſtärkere jährliche 
bar ieh da als früher. Gegen die vermehrte Aushebung 
hat ſich das Abgeordnetenhaus nicht ausgeſprochen, weil 
demſelben an der Stärkung der Wehrhaftigkeit unſeres 
Vaterlandes natürlich eben ſo viel gelegen iſt, wie der 
Regierung. Da dieſe Neuerung dem Volke aber ſehr 
große Opfer an Geld und Menſchenkräften auferlegt, 
ſo hielt ſich das Abgeordnetenhaus für verpflichtet, zu 
verlangen, daß dafür anſtatt einer Verlängerung der 
Dienſtzeit im ſtehenden Heere, eine Verkürzung der⸗ 
ſelben eintrete; außerdem konnte ſich daſſelbe mit der 
durch die Reorganiſation erfolgten Zurückdrängung der 
Landwehr nicht einverſtanden erklären. Dieſe Anforde⸗ 
rungen ſind ſo auf der Geſchichte und Natur unſeres 
Vaterlandes begründet, daß das Abgeordnetenhaus auch 
in der bevorſtehenden Sitzung daran wird feſthalten 
müſſen. Weshalb daſſelbe aber, falls die Regierung ſelbſt 
keinen Geſetzentwurf über die Ver flichtung zum Kriegs⸗ 
dienſt einbringt, Veranlaſſung haben ſollte, dies zu thun, 
können wir nicht einſehn, ſeine Ueberzeugung hat es über 
dieſe Frage zu den verſchiedenſten Malen auf das Un⸗ 
zweideutigſte ausgeſprochen. Die 1 weiß es 
alſo, welche Wege ſie zu beſchreiten hat um die allſeitig 
gewünſchte Verſöhnung herbeizuführen. Wir legen kein 
Gewicht darauf, daß von dem, der den Streit begann, 
gewöhnlich der erſte entgegenkommende Schritt verlangt 
wird. In großen Dingen und öffentlichen Angelegen⸗ 
a fol man nicht empfindlich fein; welchen Erfolg 
ann aber ein in der Form nachgiebiges, in der Sache 
jedoch unnachgiebiges Vorgehen des Abgeordnetenhauſes 
rl Daſſelbe iſt in den Forkenbeckſchen Reſolutionen 
is an die äußerſte Grenze des Möglichen vorgegangen. 
Die Regierung hat dies für zu wenig erklärt, an ihr 
iſt es alſo zu zeigen, ob ſie bei dieſer Anſicht ſtehen 
geblieben iſt und ob fie auch ferner jede Verführung 
von der Hand weiſt. 


Politiſche Wochenſchau. 


Preußen. Der am 30. Oktober zu Wien unterzeichnete 
Friedensvertrag zwiſchen Preußen, Oeſterreich und Däne⸗ 
mark, in welchem das Schickſal der deutſchen Herzogthümer 
Schleswig ⸗Holſtein und Lauenburg entſchteden worden iſt, 
liegt jetzt im Wortlaut vor. Wir theilen unſeren Leſern in 
Folgendem die wichtigſten Beſtimmungen deſſelben mit. 

Art 1 beſtimmt, daß Pe Preußen, Oeſtreich 
und Dänemark „auf ewige Zeit“ Friede und Freundſchaft 
ſein fol. — Nach Art. 2 treten die früheren Verträge zwiſchen 
den drei Staaten wieder in Kraft, ſoweit dieſelben nicht ab⸗ 
geſchafft oder durch den Friedensvertrag geändert werden. 

In Art. 3 entſagt der König von Dänemark allen ſeinen 
Rechten auf die Herzogthümer Schleswig, Holſtein, Lauen⸗ 
burg zu Gunſten des Koni 3 von Preußen und des Kaiſers 
von Oeſterreich, indem er ſcch verpflichtet, die Beſtimmungen 
anzuerkennen, welche die genannten Majeftäten in Bezug auf 
Diele Hergogthlimer treffen werden. Die Art. 4 u. 5, welche 
die künftige Landesgrenze feſtſtellen, lauten: Die Abtretung 
des Herzogthums Schleswig begreift in ſich alle Sufeln, welche 

u dieſem Herzogthum gehören, eben fo wie das auf dem 
Feſtande gelegene Territorium. Um die Grenzbeſtimmung 


u erleichtern und um den Unzuträglichkeiten, welche 
Lege der jütländiſchen Ländereien, di vom ee 
eingeſchloſſen find, hervorgehen, zuvor ukommen, tritt der König 
von Dänemark dem Könige von Preußen und dem Kaiſer 
von Oeſtreich die jütländiſchen Beſitzungen ab, welche im 
Süden der ſüdlichen Grenzlinie des Diſtrikts Ribe liegen 
alfo das jütländiſche Gebiet von Mögel⸗Tondern, die 
Inſel Amrum, die jütländiſchen Theile der Inſel Föhr, Sylt 
und Romöe. Dagegen geben der König von Preußen und 
der Kaiſer von Oeſterreich zu, daß ein entſprechender Theil 
von Schleswig, welcher außer der Infel Arros Gebiete 
begreift, die dazu dienen, den Zuſammenhang des oben er⸗ 
wähnten Diſtrikts von Ribe mit dem übrigen Jütland zu 
ſichern und die Grenzlinie zwiſchen Jütland und Schleswig 
auf der Seite von Kolding zu berichtigen, von dem Herzog⸗ 
thum Schleswig abgetrennt und dem Königreich Dänemark 
einverleibt werde. — Die neue Grenze zuiſchen dem König. 
reich Dänemark und dem Herzogthume Schleswig wird aus⸗ 
gehen vom Mittelpunkte der Mündung der Bai von Heils⸗ 
minde am Kleinen Belt und wird, nachdem ſie dieſe Bai 
überſchritten, der gegenwärtigen Südgrenze der Kirchſpiele 
Heyls, Weyſtrup und Taps bis zum Laufe des Wassers 
folgen, welches ſich im Süden von Geylbjerg und Bränore 
findet. Sie wird dann folgen dem Laufe dieſes Waſſers 
von ſeinem Ausfluſſe in die Bobs Aa, der Länge der Süd⸗ 
grenze der Kirchſpiele Oeddis und Vandrup und der Weſt⸗ 
renze letzterer bis zur Königs⸗Au im Norden von Holte. 
on dieſem Punkt an wird der Thalweg der Königs⸗Au 
die Grenze bilden bis zur Oſtgrenze des Hjort⸗Lund. Von 
dieſem Punkt an wird die Grenzlinie dieſe Oſtgrenze ver⸗ 
folgen und deren Verlängerung bis zu dem vorſpringenden 
Winkel im Norden des Dorfes Obbekjär und endlich die 
Oſtgrenze dieſes Dorfes bis zur Gjels⸗ Aa. Von da an 
werden die Oſtgrenze des Kirchsſpiels Seem und die Süd⸗ 
grenzen der Kirchspiele Seem, Ribe und Weſter⸗Wedſtedt 
die neue Grenzlinie bilden, welche in der Nordſee in gleicher 
Wa zwiſchen den Inſeln Mand und Roms hinlaufen 
wir; 


Die Art. 6 u. 7 beſtimmen, daß eine infame 1 
miffton die neue Grenzlinie ziehen ſolle. Nach Aut. 8 1 5 
die Herzogthümer mit 29 Millionen Thaler (däniſche Münze) 
als a an der öffentlichen Schuld Dänemarks belaftet 
werden. 

Art. 12 lautet: Die Regierungen von Preußen und 
Oeſtreich werden ſich die Kriegskoſten durch die Herzog⸗ 
thümer zurückzahlen laſſen. 

Die übrigen Artikel enthalten Näheres über die Rege⸗ 
lung der Geldverhältniſſe ꝛe. Die Herzogthümer zahlen 
die in ihrem Budget aufgeführten Beamtenpenſionen und 
einzelnen Apanagen. Die auf dem za des Königreichs 
ſtehenden Penſionen zahlt Dänemark. Es iſt ein gegen⸗ 
ſeihes Recht der Ueberſiedelung, reſp. ein zollfreier Trans. 
port der Mobilien feſtgeſetzt. Das Unterthanenrecht bleibt 
auf 6 Jahre bewahrt. In Handelsbeziehungen haben ſich 
das Königreich Dänemark und die ae gegenfeitig 
den meiſt begünftigten Nationen zuzuzählen. , Dänemark ha 
die genommenen Schiffe zu erſetzen, wobei indeß die in 
Jütland erhobenen baaren Kontributionen in Abzug zu bringen 
find. — Ein Anhang des Friedensinſtrumentes enthält Näheres 
über die Räumung Sütlands und über die Ratifikation. Letztere 
erfolgt in ſpäteſtens 3 Wochen, und ſpäteſtens 3 Wochen nach 
Auswechslung der Ratifikationen muß die Räumung Jütlands 
erfolgen. — Ein zweiter Anhang beſtimmt, daß der König 
von Dänemark die Einwohner der 15 0 Länder von 
dem ihm geleiſteten Eid der Treue entbinden ſoll. 


Man fieht, die Frage wegen der Beſetzung des herzoglichen 
Stuhles iſt auch hier noch o en gehalten worden, und natür⸗ 
licherweiſe find deshalb auch die Gerüchte von der Abſicht 
Preußens, dieſes Land für ch jelbft zn behalten, noch nicht 
zum Schweigen ebracht. Es iſt auch zu bemerken, daß dieſe 
Gerüchte im Laufe der letzten Woche durch eine kleine Schrift, 
deren Verfaſſer angeblich mit der Regierung in enger Be⸗ 
ziehung ſtehen oll, neue Nahrung erhalten haben. 

In Lauenburg haben ſich die Stände ſchon jetzt für den 
Anſchluß ihres Landes an Preußen n e e doch ſind 
dieſe Stände kaum als die Vertreter des Landes anzuerkennen; 
ſie entſprechen unſeren Provinzialſtänden. Wie das Volk 
ſelbſt über dieſe Frage denkt, darüber liegt noch nichts vor, und 
doch würde das nach unſerer Anſicht das Weſentlichſte ſein. 
Nach unſerer Verfaſſung haben die Abgeordneten des preußi⸗ 
ſchen Volkes zu jeder Gebietsvergrößerung ihre Einwilligung 
u geben, und es ſteht zu erwarten, daß fie dieſen wichtigen 

unkt nicht unbeachtet laſſen werden. 

In der nächſten Zeit wird die Feſtigkeit des Bündniſſes 
zwiſchen Oeſterreich und Preußen eine doppelte Probe erleiden. 
Einmal wird es ſich darum handeln, ob Oeſterreich ſeine 
Freundſchaft gegen Preußen ſo weit treibt, daß es ſeine Zu⸗ 

immung zu der Forderung Preußens giebt, Holſtein von 
den Bundestruppen zu räumen, und zweitens wird an Preußen 
jetzt ernſtlich die Frage geſtellt, ob es durch ein Nachgeben 
in der Sa nage den ferneren politiſchen Beiſtand Oeſter⸗ 
reichs erkaufen will. Was die erſte Probe anbetrifft, ſo ſcheint 
es, als wolle Oeſterreich zu ſeinen alten Grundſätzen zurück⸗ 
kehren und ſich die deutſchen Mittelſtaaten zu Freunden machen, 
um mit ihrer Hülfe die preußiſchen Pläne zu durchkreuzen, 
deshalb iſt auf eine Unterſtützung des preußiſchen Antrages 
durch Oeſterreich nicht ſicher zu rechnen, und würde damit 
wohl ein Bündniß, welches nach ſo vieler Anſicht nimmer 
zu ee unſeres Staates ausſchlagen konnte, ein Ende 
erreicht haben. Was die Handelsfrage anbelangt, ſo iſt in 
der letzten Zeit das Vertrauen in die Feſtigkeit der preu- 
ßiſchen Regierung gewaltig erſchüttert worden, und ſpricht 
man davon, daß Preußen geneigt ſei, Oeſterreich Zugeſtänd⸗ 
niſſe zu machen, welche die freie Bewegung des Zollvereins 
hemmen müſſen. 

In der letzten Zeit wurde wieder vielfach behauptet, daß 
die preußiſchen Kammern zwiſchen dem 8. und 12. des künf⸗ 
tigen Monats zuſammenberufen werden ſollen. In der 
Iwiſchenzeit finden noch einige Nachwahlen für ausgeſchiedene 
Mitglieder ſtatt. Wir hoffen, daß jeder Betheiligte der ho⸗ 
hen Wichtigkeit dieſer Wahlen eingedenk ſein wird, und daß 
Niemand an dem Wahltiſche fehlen wird. 

Wir haben unſeren Leſern in der letzten Zeit verſchie⸗ 
dene Fälle von der nicht erfolgten Beſtätigung ſtädtiſcher 
Wahlen, von Diegiplinar » Untersuchungen und dergl. mitge⸗ 
theilt, alles Folgen einer politiſchen Thätigkeit im Sinne der 
Oppoſition gegen die Regierung. Die 1 eilten Fälle 
betrafen nur Männer; heut liegt uns die Nichtbeſtätigung 
einer Lehrerin durch die Kösliner Regierung vor. Die Be⸗ 
troffene, die Schweſter eines Abgeordneten aus den Reihen 
der Oppoſition, hatte ihre Prüfungen ſehr gut beſtanden 
und war von dem Magiftrat der betreffenden Stadt einſtim⸗ 
mig gewählt worden. 

e In Roſtock waren einige Perſonen an⸗ 
gefingt worden, Mitglieder des Nationalvereins zu fein. Der 
Rath der Stadt als richterliche Behörde erkannte die Gül⸗ 
tigkeit der Verordnung, welche die Theilnahme an dieſem 

erein verbietet, aus ſehr triftigen Gründen nicht an und 
ind die Angeklagten frei. Jetzt hat der Rath eine Ver⸗ 
ügung von der Regierung bekommen, worin ihm Vorwürfe 


emacht werden, er erdreiſte ſich, einer großherzoglichen Ver⸗ 
bmg geesiihe deeft ayulprehen. 08 helft, daß fehf 
im ahnen Jahrhundert ſich einzelne Fürſten noch zu 
dem Grundſatze bekennen, daß fie der Staat find. 
Heſſen⸗ Homburg. Man ſagt, daß der kinderloſe Land⸗ 
raf mit feinem Erben, dem Großherzog von Heſſen, unter- 
Bande, um ihn zu bewegen, daß er ſich verpflichte, dieſes 
Land nicht dem Großherzogthum einzuverleiben, ſondern als 
ſelbſtſtändigen Staat noch 25 Jahre lang zu regieren. Der 
Zweck dieſes Wunſches iſt, das Fortbeſtehen der Spielbank, 
welche bei einer Eiverleibung in Darmſtadt nach den dort 
gültigen Geſetzen aufhören müßte, zu ſichern. Hoffentlich 
werden dieſe Bemühungen ohne Erfolg bleiben. In Baden⸗ 
Baden hört die Spielbank in zwei Jahren, mit dem Ablauf 
der jetzt noch gültigen Pachtverträge, beſtimmt auf. 1 

Frankreich. Die Regierung iſt nicht ohne Beſorgniß 
wegen der Zuſtände in Algerien. Trotz aller amtlichen Nach⸗ 
richten von der Unterwerfung der empörten Stämme ſchreitet 
der Aufſtand noch immer unaufhaltſam vorwärts, und die 
Verwaltung in Algier verlangt immer größere Truppen⸗ 
maſſen, um den Aufſtand zu erſticken. 

England. Der deutſche Rechtsſchutzverein fährt in ſeinen 
Bemühungen fort, die Schuld oder Unschuld des des Mordes 
für ſchuldig erklärten Müller aufzuklären. Sehen wir ganz 
davon ab, ob Müller ſchuldig oder unſchuldig iſt, fo muß es 
uns doch immer freuen, zu ſehen, welche Mühe ſich die Deutſchen 
im Auslande geben, ihren Landsleuten beizuſtehen. 

Griechenland. Endlich us langen Verathungen iſt die 
Verfaſſung des Königreichs vollendet und von den Abgeord⸗ 
neten und dem Könige beſchworen worden. 

Italien. Das italieniſche Parlament beſchäftigt ſich 
mit der Frage wegen Annahme des September⸗Vertrages 
mit Sranteid und der Verlegung der Hauptſtadt nach Florenz. 
So lebhaft die Debatten darüber auch find, auf eine erfreu⸗ 
905 Weiſe leuchtet die Vaterlandsliebe aus allen Reden 

ervor. 

Amerika. Die eintreffenden Berichte melden fortwährend 
neue Siege der Nordſtaatler, und ſcheint es, als ob ſich die 
Hauptſtadt der Südſtaatler, Richmond, nicht mehr lange 
wird halten können. Die jetzt wahrſcheinlich ſchon erfolgte 
Wiederwahl des Präſidenten Lincoln wird wohl dem Auf⸗ 
ſtande der Sklavenbeſitzer den Todesſtoß gegeben haben, und 
wenn auch nicht, die Thatſache, daß im Süden ſelbſt die 
Sklavenhalter in ihrer ih enen zu dem Mittel gegriffen 

aben, ihre Streitkräfte durch Negerregimenter zu vermehren, 
at die Freigebung der Sklaven, das große Ziel, welches die 
ordſtaaten bei dieſem blutigen Kampfe verfolgten, praktiſch 
auf ewige Zeiten feſtgeſtellt, und von einer Aufrechthaltung 
der Sklaverei in Nord⸗Amerika kann von jetzt an nicht mehr 
die Rede ſein. 
Die freie Preſſe. 

Es ſind mehr als ſechszehn Jahre vnc Ale ſeit 
in Preußen die Zenſur aufgehoben iſt, d. h., er Alles frei 
in Preußen gedruckt werden darf, ohne daß vorher ein hierzu 
beſonders angeſtellter Beamter, der Zenſor, das Geſchriebene 

eprüft und die Druckerlaubniß ertheilt hat. Lange Kämpfe 
at es gekoſtet, in Wort und Schrift wurde lange dafür ge⸗ 
teitten, die Mehrzahl der europäiſchen Staaten beſaß Zenfur- 

eiheit, ehe auch unſerem Vaterlande die Aufhebung der 
Zenſur zu Theil wurde. Seitdem hat das Zeitungs und 
Zeitſchriftsweſen bei uns einen ſolchen n en 
daß Jeder, der leſen kann, in Stadt und Land eine Zeitung 
ſo nothwendig braucht, wie ſein tägliches Brod, nicht allein, 
um zu erfahren, was in der Welt vorgeht, ſondern auch um 
zu wiſſen, wie dieſe oder jene Lage der Zeit beurtheilt werde, 


und daran ſein eigenes Urtheil zu vervollkommnen, zu läutern, 
zu verbeſſern. Unſere Gegner bedürfen dieſes Mittels ebenſo 
ut, als wir, und, indem fie Zeitungen gründen und unter⸗ 
ſtüten, bedienen ſie ſich eigentlich unſerer Waffen, um uns 
u bekämpfen. Es iſt aber auch ein herrliches Ding um die 
Preßfreihelt. Das wußte Friedrich der Große, als er er⸗ 
klärte, daß Zeitungen, wenn ſie intereſſant fein ſollten, nicht 
genirt werden dürften; und noch beſſer wußte es jener engliſche 
Staatsmann, der Alles, Parlament, Geſchworenengericht, 
Vereinsfreiheit fortgeben wollte, wenn er nur die Preßſrecheil 
behielte, denn vermöge dieſer erbot er ſich, Alles Verlorene 
wieder zu erobern. x 

Unſere Verfaſſung gewährt uns nun dieſes koſtbare Recht 
in ihrem Art. 27 welcher lautet: „Jeder Preuße hat das 
Recht, durch Work, Schrift, Druck und bildliche 
Darſtellung ſeine Meinung frei zu äußern. Die 
Zenſur darf nicht eingeführt werden; jede andere 
Beſchränkung der Preßfreiheit nur im Wege der 
Geſetzgebung.“ 

Nun iſt es klar, daß es vor allen Dingen auf dieſe „an⸗ 
deren Be chränkungen der Preßfreiheit“ ankommt, um zu 
wiſſen, ob die Preſſe wirklich frei ſei, denn die bloße Zenſur⸗ 
freiheit iſt noch keine Preßfreiheit. Wir haben nun in Preußen 
ein beſonderes Preßgeſetz, das Preßgeſetz vom 12. Mai 1851, 
das den Gewerbebetrieb und die Ordnung der Preſſe regelt. 
Dieſes Geſetz entſtand in trüber Zeit, und trägt in einzelnen 
feiner Beziehungen auch den Stempel dieſer Zeit. Es wird 
ohne Zweifel der Tag erſcheinen, an dem unſere Geſetzgebung, 
die ſchon ſo lange ſtockt, wieder in Fluß kommt, und dann 
wird Regierung und Landtag auch an dieſes Geſetz die 
beſſernde Hand anlegen; einſtweilen beſteht es, und es iſt 
bald ſtrenger, bald milder gehandhabt worden im Laufe. der 


eiten. 

Wir wollen heute aus dieſem Geſetze nur einen Punkt 
hervorheben und beleuchten: die Beſtimmungen über Be⸗ 
ſchlagnahme der Druckſchriften. Das Preßgeſetz giebt nämlich 
in ſeinem § 29 der Staatsanwaltſchaft und ihren Organen 
(der Polizeibehörde) das Recht, eine Druckſchrift mit ſtraf⸗ 
barem Inhalt vorläufig mit Beſchlag zu belegen. Wenn 
dies die Polizei thut, fo ſoll fie in 24 Stunden der Staats- 
anwaltſchaft ihre Maßregel zur Beſtätigung vorlegen, und 
dieſe, wenn ſie dieſelbe beſtätigt, wiederum dem Gericht, das 
in 8 Tagen darüber zu beſchließen hat. Nun ln wir, 
daß, wenn das Gericht die Beſchlagnahme auch aufhob, die 
Staatsanwaltſchaft ihre Beſchwerde an das übergeordnete 
Gericht, und ſogar an den höchſten Gerichtshof, das Ober⸗ 
tribunal, verfolgen kann. Die Erfahrung lehrt aber, daß 
die Beſchlagnahme, während dieſe Beſchwerden den Gerichten 
noch vorliegen, oft nicht aufgehoben wird, ja, daß ſelbſt 
wenn der erſte Richter z. B. eine Zeitung freigiebt, Monate 
darüber vergehen können, ehe ſie wirklich freigegeben wird. 
Das ift ein hartes Ding für eine Zeitung. Die Zeitung 
ſebt vom Tage und für den Tag, und, was vor Monaten 
erfreut und intereſſirt hätte, iſt nach Monaten veraltet und 
niemand will es noch leſen, wobei wir noch gar nicht von 
den verſchiedenen bezahlten Anzeigen einer Zeitung ſprechen 
wollen, die meiſt nur für den Tag beſtimmt ſind. Durch 
häufige Beſchlagnahme kann daher eine Zeitung ſchwer ger 
ichädigt werden. Dieſe Beſtimmung unſeres Preßgeſetzes tft 
daher eine ſolche, welche leicht gemißbraucht werden kann, 
und der Schaden, welcher angeblich durch Verbreitung ftraf- 
barer Schriften angeſtiftet werden kann, ſcheint uns gegen 
den Schaden nicht aufzukommen, welcher durch verhinderte 


Verbreitung ſolcher Schriften, welche nachher doch für ſtraflos 
erklärt werden, angerichtet wird. an Er 2 85 2 
ſtimmung eine Form geben, wie man will, niemals wird ſie 
gem por Mißbranch ſicher fein. Das ſicherſte und einzige 
Nittel ſcheint ung, das Recht zur Beſchlagnahme vor dem 
richterlichen Urtheil gänzlich aufzuheben. Wer durch die Preſſe 
geſündigt hat, findet ſennen Ankläger und feinen Richter; und 
wer Strafbares lieſt, beſitzt entweder eigenes Urtheil, und 
dann wird ihm dieſe Lektüre nichts ſchaden, oder er beſitzt 
keins, dann iſt die Preſſe dazu da, ihn zur Urtheilsfähigkeit 
u erziehen. Länder mit wahrhaft freier Preſſe, wie z. B. 
gland, kennen daher keine vorläufige Beſchlagnahme; man 
mag den ſtrafen, welcher ſtrafbar geſchrreben hat, die Wirkung 
der Preſſe ſoll man nur durch die Preſſe ſelbſt und nicht 
durch andere Maßregeln bekämpfen. 


Sprechſaal. 


Kaiſer Paul von Rußland, dem ſein Sohn Alexander 
daſſelbe Schickſal bereitete, das ſein Vater, Peter III. von 
feiner Mutter, Katharina II., erfahren, nämlich Entthronung, 

atte eine äußerſt mißtrauiſche Gemüthsart und dabei einen 
überſpannten Begriff von ſeiner Würde. Er glaubte ſtets, 
daß ihm ſein Volk nicht die gebührende Achtung bezeige. 
Deshalb erließ er einen Ukas, fo heißen die ruſſiſchen Cabineks⸗ 
ordres, daß Jedermann, der ihm begegne, mit gebeugtem 
Haupt niederzuknieen habe. Die innere Unruhe, welche ihn 
peinigte, veranlaßte ihn zu häufigen Ausfahrten. Bei dieſen 
en er zu bemerken, daß, fo wie er ankam, Alles entfloh. 
ns ſcheint dies ziemlich natürlich, denn wer kniet gern im 
Straßenſchmutz nieder? Den gemüthskranken Kaiſer ſetzte 
aber das Leerwerden der Straßen 115 wie ſeine ne 
fi nur von 1 zeigte, eit Die Heftigfte Erbitterung. Er 
umgab ſich mit vorzügli t Baſchkiren und ließ die 
Flüchtigen verfolgen. er eingeholt wurde, dem war eine 
furchtbare 15 oder gar eine härtere Strafe ſicher. 
Eines Tages, als der Kaiſer eben aus ſeinem Palais gefahren 
kommt, ſieht er einen Menſchen entfliehen. Die Baſchkiren 
ſetzen ihm nach, m en und bringen ihn vor den Kaiſer. 
Dieſer erkennt in ihm eine bekannten en liſchen Ingenieur. 
Mit einem Engländer konnte die gewöhnlſche Ausprügelung 
nicht wohl vorgenommen werden, deshalb fragte ihn der 
Kaiſer: „Warum biſt Du weggelaufen?“ „„Ich bin nicht 
vor Ew. Majeſtät weggelaufen, habe Sie vielmehr nicht ge⸗ 
ſehen.““ „Das iſt unmöglich, Du warſt zu nahe.“ „„Majeſtät, 
ich bin 85 kurzſichtig, daß ich nicht zwei Schritt ſehen kann.““ 
Mit dieſer Entſchuldigung wurde der erſchrockene Mann ent⸗ 
laſſen, am anderen Tage jedoch erhielt er einen Ukas gunefeit, 
in welchem 8 wurde, daß der Ingenieur, Miſter L. 
fortan auf der Straße eine Brille zu tragen habe. Dieſer 
Befehl wurde auch in die offizielle Sammlung der Reichs⸗ 
Ukaſe aufgenommen. Da es nun in Rußland nicht Sitte 
ift, veraltete Ukaſe Geert ſo beſitzt dieſer merkwürdige 
Befehl noch heute Geſetzeskraft, obſchon Kaifer Paul längſt 
ermordet und Miſter L. längſt verſtorben ſind. 


Briefkaſten. 

Herrn J. B. in P. Beſten Dank für das freundliche 
Anerbieten; wir werden bei Gelegenheit Ihre Güte in An⸗ 
ſpruch nehmen. 

Unregelmäßigkeiten bei dem Empfange unſeres Blattes 
bitten wir bei der a Poſtanſtalt oder dem be⸗ 
treffenden Spediteur zur Anzeige zu bringen. 

Die Redaktion. 


U 2. 
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